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Editorial  

Das vor 160 Jahren verfaßte „Kommunistische Manifest“, das die zunehmende Un-

terwerfung aller Bereiche des täglichen Lebens unter den Markt beschreibt, gleicht 

heute einer Prophezeiung. Angesichts der Dynamik der Globalisierung ist das poli-

tische System scheinbar unfähig, ordnungsökonomische Antworten auf die neuen 

Herausforderungen, auch die Grenzen des Markts zu finden. Das liberale Marktsy-

stem lebt, analog zur Aussage des ehemaligen Verfassungsrichters Böckenförde, 

von Voraussetzungen, die es nicht selbst bereitstellen kann. Die Soziale Marktwirt-

schaft war ein Geschenk, Menschen geschuldet, die auf die vorangegangene Katast-

rophe eine Antwort in einer wertgebundenen Ordnung fanden und den Markt als 

Kulturleistung sahen. Das Soziale lag in der preissenkenden Kraft des Wettbewerbs 

und in der Kompensation von Risiken, damit Kreativität gewagt werden kann. Ne-

ben ordnenden Funktionen definierte sich die Staatsnotwendigkeit auch aus der Da-

seinsvorsorge. Die Stabilität kleiner Gruppen, vor allem Familie und Ehe, schuf 

durch ihren subsidiären sozialpolitischen Ansatz Freiräume und Verantwortung.  

Dieser sozial- und ordnungsökonomische Gesellschaftsvertrag, mehr als ein „rhei-

nisch-kapitalistischer“ Kompromiß, wurde letztlich durch emanzipatorische Bewe-

gungen und die Globalisierung ausgehebelt, womit die Gesellschaft bei der Vision  

von Marx und Engels ankam. Die ungeheuren Kreativitäts- und Produktivitätslei-

stungen dieses Prozesses nutzen heute viele und vielen, aber eben nicht allen und 

uneingeschränkt. Die Verlierer kann der Staat kaum auffangen, und die Empathie 

für diese Menschen nimmt ab. Denn der Wettbewerbsdruck, der inzwischen jenseits 

der klassischen Wirtschaft auf dem Bildungs- und Kultursystem, der Kindererzie-

hung und der Altenversorgung lastet, ist allein ohne Ziel nicht sinnstiftend. Die de-

mographische Implosion anzuführen, für die die heutigen Entscheidungsträger ver-

antwortlich sind, ist dem sozialen Kitt nicht zuträglich. Ein simples Motto, „alle in 

die Produktion“, erzeugt mehr Probleme, als es diese langfristig löst.  

Ein neuer, unter Globalisierungsbedingungen zukunftsweisender Ordnungsrahmen 

muß heute durch Versuch und Irrtum erarbeitet werden, wofür ein kreativer kultu-

reller Rahmen Vorbedingung ist. Zu klären ist, welche Bedeutung heute das demo-

kratische Prinzip „one person one vote“ besitzen soll, wenn es zunehmend in Kon-

flikt zu ökonomischen Regeln gerät. Wenn diese aber so festgelegt werden, daß ihr 

Aushebeln zum Volkssport wird, dann wird letztlich der Souverän entmündigt, wie 

die Affairen um Landesbanken, Steuerflucht, Schwarzarbeit oder Hartz IV-Miß-

brauch zeigen. Das gute Beispiel und vor allem die Stabilität der Wirtschaft leben 

von der Selbstverstärkung. Auch die Politik schafft die zugehörigen Regeln. 
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